
KOMMISSION / BELGIEN 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
9. Juli 1987* 

In der Rechtssache 356/85 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Hauptrechts­
berater Henri Etienne als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: Georges 
Kremlis vom Juristischen Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, Luxem­
burg-Kirchberg, 

Klägerin, 

unterstützt von 

Französische Republik, vertreten durch Gilbert Guillaume als Bevollmächtigten, 
Zustellungsanschrift: Französische Botschaft, 9, boulevard Prince Henri, Luxem­
burg, 

Streithelferin, 

gegen 

Königreich Belgien, vertreten durch den Außenminister, dieser vertreten durch den 
Direktor im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und Zu­
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern Robert Hoebaer als Bevollmächtigten 
im Beistand des Beraters im Finanzministerium Jacques Delbeke, Zustellungs­
anschrift: Belgische Botschaft, 4, rue des Girondins, Luxemburg, 

Beklagter, 

wegen Feststellung, daß das Königreich Belgien gegen seine Verpflichtungen aus 
Artikel 95 EWG-Vertrag verstoßen hat, indem es für eingeführte Weine aus fri­
schen Weintrauben einen höheren Mehrwertsteuersatz anwendet als für Bier aus 
inländischer Erzeugung, 

erläßt 

* Verfahrenssprache: Französisch. 

3321 



URTEIL VOM 9. 7. 1987 — RECHTSSACHE 356/85 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten A. J. Mackenzie Stuart, der Kammerpräsiden­
ten T. F. O'Higgins und F. Schockweiler, der Richter G. Bosco, O. Due, 
U. Everling, K. Bahlmann, R. Joliét und J. C. Moitinho de Almeida, 

Generalanwalt: J. L. da Cruz Vilaça 
Kanzler: B. Pastor, Verwaltungsrätin 

aufgrund des Sitzungsberichts und auf die mündliche Verhandlung vom 17. De­
zember 1986, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 26. Fe­
bruar 1987, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die am 
19. November 1985 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Ar­
tikel 169 EWG-Vertrag Klage erhoben auf Feststellung, daß das Königreich Bel­
gien gegen seine Verpflichtungen aus Artikel 95 EWG-Vertrag verstoßen hat, in­
dem es für eingeführte Weine aus frischen Weintrauben einen höheren Mehrwert­
steuersatz anwendet als für Bier aus inländischer Erzeugung. 

2 Mit Beschluß vom 29. April 1986 ist die Französische Republik zur Unterstützung 
der Anträge der Kommission als Streithelferin zugelassen worden. 

3 Aus den Akten ergibt sich, daß gemäß den seit dem 1. Januar 1983 geltenden 
belgischen Rechtsvorschriften bei der Lieferung einiger für den Haushaltsver­
brauch bestimmter Getränke, darunter Wein aus frischen Weintrauben, ein Mehr­
wertsteuersatz von 25 % anwendbar ist. Hingegen gilt für die Lieferung von für 
den Haushaltsverbrauch bestimmtem Bier ein Mehrwertsteuersatz von 19 %. Da 
das Königreich Belgien kein Weinerzeuger ist, jedoch über eine bedeutende natio­
nale Biererzeugung verfügt, wird die höchste Abgabenbelastung von dem Erzeug-
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nis getragen, bei dem die inländische Nachfrage fast ganz durch Einfuhren befrie­
digt wird, während das Erzeugnis, bei dem eine bedeutende nationale Produktion 
besteht, die geringste Abgabenbelastung trägt. 

4 Wegen der Einzelheiten der streitigen belgischen Rechtsvorschriften, des Verfah­
rensablaufs und des Parteivorbringens wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der 
Akteninhalt wird im folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung 
des Urteils dies erfordert. 

5 Da die Kommission ihre Klage auf das Argument stützt, Wein und Bier seien im 
Sinne des Artikels 95 Absatz 2 EWG-Vertrag im Hinblick auf inländische Abgaben 
mit Schutzwirkung Erzeugnisse, zwischen denen ein Wettbewerbsverhältnis be­
stehe, ist zunächst an die Tragweite dieser Vorschrift zu erinnern. 

6 Aus der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofes ergibt sich, daß Artikel 95 
insgesamt bezweckt, den freien Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten unter 
normalen Wettbewerbsbedingungen dadurch zu gewährleisten, daß jede Form des 
Schutzes, die aus einer die Waren aus anderen Mitgliedstaaten diskriminierenden 
inländischen Besteuerung folgen könnte, beseitigt wird und die vollkommene 
Wettbewerbsneutralität der inländischen Besteuerung für einheimische und einge­
führte Erzeugnisse sichergestellt wird. 

7 Unter diesem Gesichtspunkt hat Artikel 95 Absatz 2 genauer die Aufgabe, jede 
Form von mittelbarer steuerlicher Schutzwirkung im Fall von eingeführten Erzeug­
nissen zu erfassen, die zwar nicht im Sinne des Absatzes 1 mit inländischen Er-" 
Zeugnissen gleichartig sind, aber doch mit einigen von ihnen, wenn auch nur teil­
weise, mittelbar oder potentiell, im Wettbewerb stehen. 

8 Die Parteien streiten über die Anwendung dieser Kriterien auf die fraglichen belgi­
schen Rechtsvorschriften. Die Divergenz betrifft zum einen den Umfang des Wett­
bewerbsverhältnisses zwischen Wein und Bier und zum anderen die Frage, ob die 
beanstandete Steuerregelung Schutzcharakter hat. 
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Zum Wettbewerbsverhältnis zwischen Wein und Bier 

9 Zur Frage des Wettbewerbsverhältnisses zwischen Wein und Bier macht die Kom­
mission geltend, alle Weine aus frischen Weintrauben stünden mit Bier in einem 
Wettbewerbsverhältnis im Sinne von Artikel 95 Absatz 2 EWG-Vertrag. Die belgi­
sche Regierung hingegen führt aus, wegen der zwischen den Weinen bestehenden 
Qualitäts- und Preisunterschiede stünden nur die leichten und billigen Weine in 
einem Wettbewerbsverhältnis mit Bier. 

10 Dazu ist festzustellen, daß der Gerichtshof in den Urteilen vom 27. Februar 1980 
und 12. Juli 1983 in der Rechtssache 170/78 (Kommission/Vereinigtes Königreich, 
Slg. 1980, 417, und 1983, 2265) entschieden hat, daß Wein und Bier in gewisser 
Weise gleichen Bedürfnissen dienen können, so daß man von einem gewissen Grad 
der Substitution ausgehen muß. Der Gerichtshof hat in diesen Urteilen präzisiert, 
daß in Anbetracht der großen Qualitäts- und dementsprechend Preisunterschiede 
zwischen den Weinen zur Ermittlung des Wettbewerbsverhältnisses zwischen Bier, 
einem volkstümlichen und in großem Umfang konsumierten Getränk, und Wein 
entscheidend auf die dem allgemeinen Publikum am ehesten zugänglichen Weine 
abzustellen ist, bei denen es sich im Regelfall um die leichtesten und billigsten 
Weine handelt. Ein steuerlicher Vergleich muß daher auf dieser Grundlage erfol­
gen. 

1 1 Diese Überlegungen gelten auch im Rahmen der vorliegenden Rechtssache, da sich 
aus den Akten keinerlei Besonderheit des belgischen Marktes ergibt, die eine an­
dere Beurteilung rechtfertigen könnte. Folglich weisen nur die gängigen Weine, 
die im allgemeinen billig sind, ausreichend gemeinsame Merkmale mit Bier auf, um 
eine Alternative für den Verbraucher darzustellen, und können also im Sinne von 
Artikel 95 Absatz 2 EWG-Vertrag als im Wettbewerb mit Bier stehend angesehen 
werden. 

Zum Schutzcharakter der beanstandeten Steuerregelung 

1 2 Zur Frage des Schutzcharakters der beanstandeten Steuerregelung stützen sich die 
Kommission und die französische Regierung auf das Argument, daß, wenn ein 
Wettbewerbsverhältnis zwischen zwei Erzeugnissen festgestellt sei, jeder Unter­
schied in den auf derselben Bemessungsgrundlage — im vorliegenden Fall dem 
Wert — angewandten Steuersätzen gegen Artikel 95 Absatz 2 EWG-Vertrag ver­
stoße, ohne daß außerdem die Auswirkungen dieser unterschiedlichen Besteuerung 
auf den Einzelhandelspreis und somit auf die Entscheidung des Verbrauchers be­
rücksichtigt zu werden brauchten. 
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13 Die belgische Regierung hingegen macht geltend, im Gegensatz zu Artikel 95 Ab­
satz 1 erfordere die Anwendung des Artikels 95 Absatz 2 außerdem, daß eine 
zusätzliche Voraussetzung erfüllt sei, nämlich daß die unterschiedliche Abgabenbe­
lastung geeignet sei, eine Schutzwirkung zugunsten der inländischen Erzeugnisse 
zu entfalten. Die möglichen Auswirkungen der streitigen Steuerregelung müßten 
somit auf wirtschaftlicher Ebene beurteilt werden. 

14 Dazu hat der Gerichtshof in seinem Urteil vom 27. Februar 1980 in der Rechtssa­
che 168/78 (Kommission/Frankreich, Slg. 1980, 347) ausgeführt, daß, während 
nach Artikel 95 Absatz 1 der Vergleich der Abgabenbelastung maßgeblich ist, mag 
sie auf dem Abgabensatz, der Steuerveranlagung oder anderen Durchführungsmo­
dalitäten beruhen, Absatz 2 aufgrund der Schwierigkeiten, hinreichend exakte 
Vergleiche zwischen den fraglichen Erzeugnissen anzustellen, von einem umfas­
senderen Kriterium ausgeht, nämlich dem Schutzcharakter einer inländischen 
Steuerregelung. 

15 Daraus ergibt sich, daß die Vereinbarkeit einer bestimmten Abgabenbelastung mit 
Artikel 95 Absatz 2 im Hinblick auf die Auswirkungen dieser Belastung auf die 
Wettbewerbsverhältnisse zwischen den betreffenden Erzeugnissen beurteilt werden 
muß. Die grundlegende Frage ist also die, ob diese Belastung geeignet ist, den 
betreffenden Markt durch eine Verminderung des potentiellen Verbrauchs der ein­
geführten Erzeugnisse zugunsten der mit ihnen im Wettbewerb stehenden inländi­
schen Erzeugnisse zu beeinflussen. 

16 Bei der Beurteilung der Frage, ob tatsächlich eine Schutzwirkung vorliegt, darf 
daher der Unterschied zwischen den jeweiligen Verkaufspreisen von Bier und mit 
Bier im Wettbewerb stehendem Wein nicht außer acht gelassen werden. Die belgi­
sche Regierung hat dazu erklärt, der Preis für einen Liter Bier einschließlich aller 
Abgaben betrage durchschnittlich 29,75 BFR, während der entsprechende Preis für 
einen Liter gewöhnlichen Wein etwa 125 BFR, also viermal soviel wie der für Bier, 
betrage, was einem Preisunterschied von 95,25 BFR je Einheit entspreche. Die bel­
gische Regierung hat daraus geschlossen, daß selbst bei Anwendung eines einheit­
lichen Satzes auf die beiden Erzeugnisse der Preisunterschied zwischen ihnen im­
mer noch beträchtlich sei; eine Verminderung dieses Unterschieds wäre so unbe­
deutend, daß sie die Entscheidung des Verbrauchers nicht beeinflussen könne. 

17 Gegenüber dieser Argumentation hat die Kommission darauf verwiesen, daß in 
zwei von ihr namentlich benannten belgischen Betrieben die gängigsten Weine zu 
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61 BFR je Liter einschließlich Abgaben verkauft würden. Die belgische Regierung 
hat diese Zahl nicht bestritten, sie hat jedoch präzisiert, daß gemäß den ihr von 
einem dieser beiden Betriebe gelieferten Angaben die "Weine, deren Preis unter 80 
BFR liege und zu denen in Plastikbeuteln zu 5 Litern verkaufte Weine sowie sol­
che Weine gehörten, die beim Kochen verwendet würden, nur etwa 15,6 % des 
Gesamtverkaufs von Wein ausmachten. Solche Weine müßten eher mit Tafelbier 
verglichen werden, das ab 17 BFR je Liter verkauft werde. 

18 Zu diesen Ausführungen ist festzustellen, daß die Kommission nicht dargetan hat, 
daß der Abstand zwischen den Preisen der vergleichbaren Bier- und Weinqualitä­
ten so gering ist, daß der Unterschied von 6 % zwischen den Mehrwertsteuersät­
zen für die beiden Erzeugnisse geeignet ist, das Verbraucherverhalten zu beeinflus­
sen. Die Kommission hat also das Vorliegen einer Schutzwirkung, die sich aus 
diesem Unterschied zugunsten des für den Haushaltsverbrauch bestimmten Bieres 
ergeben würde, nicht nachgewiesen. 

19 Das Vorliegen einer Schutzwirkung läßt sich auch nicht den von der Kommission 
vorgelegten bezifferten Angaben über die vergleichsweise Entwicklung des Bier-
und Weinverbrauchs entnehmen. Die Kommission hat dazu erklärt, der Bierver­
brauch in Belgien habe 1973 einen Höhepunkt erreicht und sei seitdem gesunken. 
Der Weinverbrauch habe sich hingegen im Laufe der letzten zwanzig Jahre ver­
dreifacht; jedoch habe sich die Zunahme des Weinverbrauchs etwa seit 1980 ver­
langsamt und sei 1982 und 1983 stagniert. 

20 Auch wenn diese Zahlen die allgemeine Tendenz des Verbrauchs der betreffenden 
Erzeugnisse aufzeigen, so erlauben sie es doch nicht, mit Sicherheit einen Kausal­
zusammenhang zwischen den beschriebenen Entwicklungen und der Einführung 
eines höheren Mehrwertsteuersatzes für Wein im Jahre 1977 festzustellen. Die 
Kommission kann sich also auf sie nicht wirksam zur Unterstützung ihrer These 
berufen, daß der zunehmende Anstieg des Weinverbrauchs gerade durch die Ein­
führung eines höheren Mehrwertsteuersatzes für Wein gebremst und schließlich 
aufgehalten worden sei. Diese These scheint im übrigen nicht mit der von der 
belgischen Regierung angeführten und von der Kommission nicht bestrittenen Tat­
sache übereinzustimmen, daß der Mehrwertsteuersatz für Bier zwischen 1978 und 
1983 dreimal erhöht worden sei, ohne daß diese Änderungen mittelfristig eine Ein­
schränkung des Bierverbrauchs zugunsten des Weines bewirkt hätten. 

21 Die Kommission hat somit nicht nachgewiesen, daß die beanstandete Steuerrege­
lung Schutzcharakter hat. Die Klage ist folglich abzuweisen. 
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Kosten 

22 Gemäß Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da die Kommission der Europäischen Gemein­
schaften und die Französische Republik, deren Streithelferin, mit ihrem Vorbrin­
gen unterlegen sind, sind ihnen die Kosten als Gesamtschuldnern aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Klage wird abgewiesen. 

2) Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften und die Französische Repu­
blik tragen die Kosten des Verfahrens als Gesamtschuldner. 

Mackenzie Stuart O'Higgins Schockweiler Bosco 

Due Everling Bahlmann Joliét Moitinho de Almeida 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 9. Juli 1987. 

Der Kanzler 

P. Heim 
Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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